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Es ist beabsichtigt, die Bestimmungen über das Aus-
bildungs- und Prüfungswesen der DBP ih einem
Dienstwerk zusammenzLlfassen. Da die Herausgabe
dieses Dienstwerks noch einige Zeit beansprudren
wird. sollen die bereits fertiggestellten Teile nadl und
näch veröJfentlicht werden Zunädlst werden an_

lieBend die allgemejnen Ridltlinien lür die Annahme,\
Ausbildung und Prüfung des Personals der DBP \
(AusbRichtt) bekanntgegeben und in Kraft gesetzt. Die
entsprechenden bisherigen Bestimmungen der VAusb
und der einschlägigen vf. werden hiermit aufgehoben.
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Anlage zur Amtsblvf. Nr. 311/19§l

Richtlinien
für die Annahme, Ausbildung und Prüfung des Personals der DBp

(AusbRichtl)

Inhaltsverzeichnis
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§ 4 Pfliüten des Dienstanfängers ........
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§ 10 Sdrwerbesdrädi8te .......,.,.,.......
§ 11 Betreuung de! NadlwudrskräIte .,...
§ l2 Dienstlicher Ausgleidlssport

§ 13 Besondere Ausbildungsmaßnahmen ...

I. Allgemclne§

(1) Die DBP benötigt für ihre hoheitsredrtlidren und
lür ihre in der Sidlerung des Staates und des öffent-
lidlen Lebens bestehenden Aufgaben auf dem Gebiete
des Post- und Fernmeldewesens ein zuverlässiges und
gut arbeitendes Personal. Es besteht aus Beamten, An-
gestellten und Arbeitern.

(2) Besondels bedeutsam ist die Heranbildung von
vielseitig verwendbaren Beamten. Der Naciwuchs für
die Beamtenlaufbahhen muß deshalb gewissenhaft aus-
gewählt, gründlich ausgebildet und nadr der Aus-
bildung sorglältig auf seine fachliche Befähigung ge-
prüft werden.

(3) Angestellte werden im allgemeinen zunäcist nur
für die Tätigkeiten ausgebildet, die sie wahrnehmen
sollen, Die Ausbildung wird mit einem Befähigungs-
nadrweis abgeschlossen. Dies gilt nicht lür solche An-
gestellte, die ihre Belähigung anderweitig erworben
und durdl eine Fadrprüfung nacigewiesen haben.

Arbeiter werden ebenfalls nu! in dieienigen Tätig-
keiten eingewiesen, die sie verridrten sollen, abgesehen
von soldlen Tätigkeiten, für die eine Einweisung nidrt
nötig ist. Für eiozelne Tätigkeitsgebiete bildet die DBP
auch Lehrlinge aus.

§ l5 Freiwillige Weiterbildung

IV. OraatrisEtloD iles Ausbilalungswesens

§ 16 Zuständigkeiten . . . . . . . . . . . , . . . . . . . , . .

§ 1? Einzelheiten der Organisation .,.,..,.
§ 18 Unterrichtsräume, Lehrmittel .........

V. Aufsaber unal Bemessung des Ausbilduhgs-
persolraIs

§19 Ausbildungspersonal,..,,.........,..

§ 20 Bemessung der Lehrtätigkeit .,....,.,
§21 Unterrichtsgestaltung ...........,.,..

VI. PrüfungswcseE

§22 P!üfungen und Befähigungsnachweise

§ 23 Vergütung für Mitglieder der
Prüfungsausschüsse

§24 Prüfungsstatistik ....,......,........

Angestellte und Arbeiter werden im allgemeinen elst
dann weiter ausgebildet, wenn ihr Verbleiben irn
Dienst der DBP zu erwarten ist.

(4) Nadr der Ausbildung wird das Personal Iolt-
gebildet mit dem ziel, wissen und Können zu steigel n
und der Entwid<Iung anzupassen,

Das Personal soll sidr aber audr selbst weiterbilden,
damit es steigenden Anforderungen gewadlsen bleibt.

(5) Besonders bewählte Beamte können zur nächst-
höheren Laulbahn zugelassen werden. Ist ihre Eignung
lestgestellt, werden sie in die Aufgaben der angeslreb-
ten Laulbahn eingefühlt und legen die Aufstiegs-
prüIung ab, wenn nicht nach laufbahnrechtlichen Vor-
schriften von der Aufstiegsprüfung abgesehen wer'deD
kann.

(6) Für die Einstellung, Ausbildung und Prüfung der
Beamten gelten die volsdrriften des Bundesbeamten-
gesetzes (BBG) und der Bundeslaufbahnverordnung
(BL9, die durch die Bestimmungen der AusbRichU er-
gänzt welden (§ 13 BLV). Diese enthalten audr die Vor-
sdrriften über Annahme, Ausbildung und Prüfung der
nidrtbeamteten Kräfte und die Bestimmungen über die
Fortbildung des gesamten Personals.
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II. Annahme von Bewerbern

§r
Voraussetzungen der Annahme

Be\rcrber müssen

a) Deutsche im Sinne des Artikels 116 GG sein (für
nichtbeaütetes Personal sind Ausnahmen zulässig),

b) die Gewähr dafür bieten, daß sie stets für die
frciheitliche demokratische Grundordnung im Sinne
des GG eintreten,

c) gut beleumundet und nicit wegen einer Straftat be-
stratt sein, die sie lür den öffentlidren Dienst
unSeeignet ersdleinen lasscn,

d) den geistigen, charaktellicien und fadrlidren An-
f orderun gen entsprechen,

e) tauglid sein im Sinne der ,,RichuinicD für die Fest-
stcllung der Tauglichkeit für den Dienst bei der
DBP".

Bewerber für eine Beamtenlaulbahn müssen außer-
dem die von der DBP geforderteD Voraussetzungen des
Mindest- und Hödrstalters *) und der Vorbildung er-
füllcn.

§2
Ausl ese gru ndsä tze

(l) Die einzustellenden Bewerber sind allein nadr
Eignung, Befähigung urd Leistung ohne Rüc.ksidrt auf
Gesclllecht, Rasse, Glauben, politisc-he Anschauung,
Helkunft und Beziehungen unter Berücksichtigung
dienstlicher Notwendigkeiten und unter Würdigung
sozialer Gesichtspunkte sorgläItig auszuvählen. Dles
gesdlieht im allgemcinen durdr eine Eignungsfeststcl-
1ung.

(2) Nlelden sich wesentlidl mehr Bewerber, als ein-
gestcllt werden können, soll in einer Vorauswahl die
Zahl derJenigen, die an einer Eignungsfeststellung teil-
nehmen, auf das erforderlidre Maß besdlränkt werden.
Dabci sind diese Auslesegrundsätze sinngemäß anzu-
\\'enden.

§3
ve!fahren

(l) Beabsichtigte Einstellungen von LaufbahDbewer-
ber:n werden im Amtsblatt des Bundesministers für das
Post- und Fernmeldewesen bekanntgegeben.

(2) Einstellungsgesudre sollen bei dem Amt ein-
gereicht werden, in dessen Bereich der Bewerber wohnt.
Sie sind mit den Bewerbungsunterlagen der OPD vor-
zulcgen, falls diese zuständig ist. Bei minderiährigen
Bervcrbern nrüssen der Vater und die Mutter schriltlidl
der Einstellung zustimmen. Steht die eltelliche Gewalt
llur einem Elternteil oder einem Vormund zu, genügt
es, wenn dieser oder der Vormund zu§timmt,

Bewerbungen Iür die Laufbahnen des höheren
Dienstes sind an die OPD zu richten, die sie mit einer
Stellungnahme dem BPM vorlegt.

Bcrverber, die den Einstellungsbedingungen offen-
si.htlich nicht entsprechcn, sind sogleidl abzulehnen.

(3) Bewerbern, die an ciner Eignungsleststellung teil-
zunehmen oder sidr persönlic-h vorzustellen haben,
können die Auslagen nach den geltenden Bestimmun-
gen erstattet werden. -Wenn Bewerber bereits im
öIfentlidlen Dienst besciältigt sind,'werden ihre Auf-
wendungen nach den Bestimmungen des Reisekosten-
gesetzes und den hierzu erlasseneD Auslührungsbestim-
mungen elstattet.

§4
Pf Iichten des Dienstanf ängers

(l) Der Dienstanfänger hat sidr des ihm durch die
Einstellung erwiesenen Vertrauens würdig zu zeigen.
Er muß deshalb mit Fleiß und mit dem Willen zu guten
Leistungen das Ausbildungsziel anstreben und sidr
aud! dienstlich und außerdienstlidr tadellrei führen.

(2) Der Beamte im Vorbereitungsdienst soll grund-
sätzlidl Gelegenheit erhalten, den Vorbereitungsdienst
mit der LaufbahnprüIung zu beenden. Er kann trotz-
dem volzeitig entlassen werden,'wenn er sidr wegen
drarakterlidrcr oder körperlidrer Mängel, sdrledrter
Führung, nicht ausreichenden Fleißes oder mangel-
hafte! Leistungen als ungeeignet erweist.

III. Das Ausbiklungswcsen

§s
Grundsätzliches

(1) Das Ausbildungswesen umfaßt die Ausbildung
(§ 6) und die fortbildung (§ 14). Beide dienen dem
zweck, fadrliches wissen und Können zu vermitteln,
das Allgemeinwissen zu elweiteln und die Persönlidr-
keitsbildung zu fördern. Dabei sollen Jugendlidle und
heranwachsende Nachwuchskräfte audr in ihrer dlalak-
terlichen und sittlichen Entwicklung günstig beeinflußt
werden,

(2) Die Ausbildung vermittelt die grundlegenden
Fadrkenntnisse und Fcrtigkeiten, die den Auszubilden-
den belähigen, seinen Dienst selbständig wahrzuneh-
men. Sie erstred(t sidr im wesentlidren auf Dienst-
anfänger und auf Kräfte lür eine Laufbahn, deren
Ausbildung herkömmlich nicht im Beamtenverhältnis i)
durdrgeführt wird, sowie auf die EiDführung der
Aulsticgsbeamten in die Aufgaben eine! höheren
Laufbahn.

(3) Die Fortbildung sou die durdr Ausbildung er-
worbenen Fachkenntnisse und das Allgemein\rissen
vertiefen und besondere Fcrtigl(eiten vermitteln, damit
das Personal den sich ändernden VelhäItnissen und den
steigenden Anforderungen gewadrsen bleibt.

(4) Außerdem wird die freiwillige Weiterbildun8 des

Personals gefördert (§ 15).

§6
Ausbildung

(1) Die Ausbildung besteht aus praktischer Aus-
bildung, lehrmäßiger Unterweisung und Lehrgängen.
Alle diese Maßnahmen haben das Ziel, für die Praxis
gut vorbereitete Kräfte heranzubilden,1) Hcinkchrer dilrlen d6s EinstellurEshöÖstalter Daü § I Ah3. 2 der

Hcimkchlersesetzes voo l9 Juni 1950 (BGBl. S- 221 If) uD di6
zeit überschreiten, dle ao][ r Juu 1945 hi6 zur HeiEkehr veF

') ! 18 Abs 2 BLV
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e) Praktisdre Ausbildung
Der plaktisdren Ausbildung der Nadlwudrskrälte
am Arbeitsplatz kommt besondere Bedeutung zu.
Wegen der Aulgaben der Lehrbeamten hierbei s. § 19

Abs. 9.

NadI genügender Einweisung muß der Auszubil-
dende die Arbeiten - zunächst unter Anleitung und
Aufsicht - selbst verridrten, Wird der Auszubil-
dende mit Bargeld, Wertzeidrenbeständen oder
nadlzuweisenden Sendungen befaßt, so bleibt der
Ausbilder für Fehlbestäode und Verluste ver-
sntwortüdl.

Der Auszublldende soU in jedem geeigneten Aus-
bildungsabschnitt audr einige zeit selbständig und
eigenverantwortlidr auf Dienstposten mit einfachen
Tätigkeiten besdtäftigt welden, wenD seine Aus-
bilduDg genügend fortgeschritten ist. Die Entsdlei-
dunE triflt der Stellenvorsteher im Einvernehmen
mit der Ausbildungsstelle oder mit der Dienst-
stelle, die die Ausbildungsaufgaben wahrnimmt (§ 17

Abs.6). Wird der Auszubildende dabei mit Bargeld
usw. befaßt, haftet er selbst. Er ist deshalb stets
vor Beginn der eigenverantwortllcien Tätigkeit auf
dle einsdrlägigen gesetzlidren Bestimmungen und
besonders auf die Pflidrten des Kassenbeamten
(ADA VIII, I § 6) hinzuweisen..

Für Postlungboten gelten besondere Besti[unun-
gen. .)

Da die Auszubildenden Lernende, nidrt Arbeits-
kräfte sind, darf ihre eigenverantworUiche Beschäf-
tigung nidrt übermäßig ausgedehnt werden, damit
die gründlidre und vielseitige Ausbildung gewähr-
leistet bleibt.

Während des Ausbildungsabsdrnitts,,Praktisdre Be-
währung" ist stets eine eigenveranlwortlidre Tätig-
keit vorzusehen.

b) Lehrmäßige Unterwelsung
Die lehrmäßige Unterweisung hat den Zwed<, das
für die Praxis erforderlidle Fädlwissen zu vermit-
teln. Sie muß daher die praktische Ausbildung
sinnvoll ergänzen. Nähere Bestimmungen über
DurchIührung, Lehrstoff und sdrriftliche Arbeiten
enthalten die Ausbildungsordnungen.

c) Lehrgänge

Die praktisdre Ausbildung und die lehrmäßige
Unterweisung werden dulctl Lehrgänge der Post-
oder der Fernmeldesdrulen ergänzt oder abge-
sc-hlossen. In ihnen welden wichtige Arbeits- und
Wissensgebiete nodl einmal gründlidr und zu-
sammenfassend dargestellt, das erworbene Wissen
veltieft und duldr Übungen veransdrauliclt. In
Aufsidrtsarbeiten soll der Lehrgangsteilnehmer
nadrweisen, daß er mitgearbeitet und den Lehrstoft
verstandeo hat. Sollen die Stoffpläne wesentlidl ge-

ändert oder soll ein Lehrgang verlängert oder ver-
kürzt \perden, bedarf es der Zustimmung des BPM.
Neben deu in den Ausbildungsordnungen vorge-
sehenen Lehrgängen dürfen weitere Lehrgänge nidlt
abgehalten werden.

(2) Einzelheiten zu Abs. I Budrstaben a bis c ent-
halten die Ausbildungs- und Einlührungsordnungen.
Geringfügige Abweidtungen sind zulässig, wenn die
örtliden Verhältnisse es erfordern.

(3) Über die Beschäftigung sind Nachweise zu führen,
die nach der Ausbildung zu den Personalakten zu neh-
men sind.

§?
Verlängerung der Ausb I I dung

(1) Der Präsident der OPD kann den Vorbereitungs-
dienst bis zu einem halben Jalr! verlängern, wenn die
Leistungen des Dienstänfängers nodr unzureidrend sind,
aber erwaftet werden kann, daß der Dienstanlänger
den Vorbereitungsdienst dennodr erfolgreidt beenden
wird. f'ür Nachwudrsk!äfte des höhelen Dienstes ist
das BPM zuständig.

(2) Bei Erkrankungen entsdreidet die OPD nadr
pflichtgemäßem Elmessen, ob der Vorbereltungsdienst
oder die Einführungszeit verlängert wird.

Der Vorbereitungsdienst soll nicht verlängert werden,
wehn der Dienstanfänger

bei 2iähriger Ausbitdung insgesamt bis zu 4 Wochen

bei 2rlijähriger Ausbildung insgesaht bis zu 5 wocien
und
bei 3jähriger Ausbildung insgesamt bis zu 6 Wochen

kraDk gewesen ist und seine Leistungen dadurci nicht
wesentlich beeinträdrtigt worden sind.

Der Vorbereitungsdienst ist zu verlängern, wenn der
Dienstanfänger

bei 2jähriger Ausbildung insgesamt mehr als 2 IUonate

bei 2thjähriger Ausbildung insgesamt mehr als

21lr Monate .rnd

bei 3jähliger Ausbildung insgesam' mehr als 3 Monate

krank gewesen ist, und zwar grundsätzlidl um :. zeit
der Krankheit. Nur wenn Fleiß, Fähigkeiten und Lei-
stungen es redrtfertige, kann die nachzuholende Zeit
mit schriftlicher Zustimhung des Dienstanfänger- kür-
zer bemessen werden als die Dauer seiner Krankheit.

(3) Für Pjb gelten die Vorsdlriften über das Dienst-
verhältnis der Pjb, für Lehrlinge, Praktikanten und
Aspiranten die Vereinbarungen in den Lehr- und Aus-
bildungsverträgen.

(4) Bei Elkrankungen von Nadlwuchskräften des

höheren Dienstes entscheidet das BPM.

§8
Beurteilungen

Dienstanfänger und das andere auszubildende Per-
sonal sind hinsidrtlidr ihres Verhaltens und ihrel Lei-
stungen besonders sorgfältig zu beurteilen. Debei ist
zu vermerken, ob das Ziel der Ausbildung erreicht ist
oder niclt, darnit N1ängel redrtzeitig beseitigt werden
können. Einzelheiten enthalten die Ausbildungsord-
nungen und die Ridrtlinien für die Beurteilung nadr
Beilage L Die Beurteilungen der Beamten und
stellten sind zu den Personalakten, die der Arbeiter zu

den Personalpapieren zu nehmen.
'l B!M.VI. III B 5 0240-0 voE L Dezemher 1959
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§s
Berufsschulpflicht

Jugendliche sind bcrufssc-hulpflichtig nach den Ge-
setzen und Verordnungen der Länder. Der Berufsschul-
unterricht ist Dienst. Die OPDn haben anzustreben, daß
die Postjungboten in Postlachklassen der Berufsschule
am Sitz ernes Ausbildungshauptamts in den postfach-
lich-.n Fächern möglichst durci Lehrbeamte der DBP
unterridrtet werden. Entsprechendes gilt für Lehrlinge.

§10
Schwerbeschädigte

Bei der Ausbildung und der Einführung Schwer-
bcschädigter ist aul ihre Beschädigung Rücksicht zu
nellr'nen Können sie wegen ihrer Beschädigung in ein-
zclnen Dienstverrichtungen nicht präktisch ausgebildet
wcrdcn, ist sjcherzustellen, daß sie mindestens den für
das verständnis der betriebliehen Zusammenhänge er-
forderlichen Überblick erhalten Die betrelfenden Aus-
bildungsabschnitte können zugunsten anderer gekürzt
werden.

§ 11

Be treuung der Na ch wuchskräf te
(1) Chalakterbildung und Lebensführung der Dienst-

aniänger sollerl durch vorbildliches verhalten der Vo!-
gescizten und Ausbilder gunstig beeinflußt werden.
Jugendliche Dienstanfänger sind besonders sorgfältig
zu betreuen, um ihnen den Ubergang von der Schule
in den Beruf zu erleichtern,

Es kann zweckmäßig, sogar notwendig scin, junge
Dienstan{änger durch Personen betreuen zu lassen, die
für die Jugendarbeit ausgebildet sind. Solche können
nebenamtlich oder hauptamtlich - bei Bedarf aIs Voll-
besdläftigte - eingestellt werden, z. B. als Erzieher in
Lehrlingsheimen, Postschulen oder Fernmeldesc-hulen.
Der Präsldent der OPD entscheidet, ob ein Jugend-
plleger eingestellt werden soll.

Auch Vorträge und Aussprachen über Jugendfragen,
über Themen dcr charakterlichen, sittlichen und staats-
bürgerlichen Bildung und des Berulsethos sind zu
emplehlen Damit können auch Personen bctraut wer-
den, die nicht der DBP angehören. Solche Veranstal-
tungen sollen in einer Umgebung durchgeführt werden,
die die Jugendlichen anspricht, z. B. in Gemeinschafts-
räumen der Lehrstätten oder der Jugendheime oder
aucll im Freien.

(2) Wichtise Fragen vorbeugender Gesundheitspflege
sollen mdglichst durch Postärzte, sonst durch andere
Arzte in Vorträgen und Aussprachen während der Aus-
bildungslehrgänge behandelt werden.

(3) Das Jugendarbeitsschutz8csctz vom 9. August
1960*) ist sorgfältig zu beachten, vor allem auch 1Däh-
rend der praktischen Verr endung der Dienstanfänger.
Außerdem ist darauf zu adlten, daß Jugendliche bei
der Ausübung ihres Dienstes sittlidl nicht gefährdet
wcrden,

(4) Geben die Leistungen oder das Verhalten eines
Jugcndlichen zu ernstem Tadel AnIaß, empflehlt es sich,
mit den Eltern des Dienstanfängers Verbindung aufzu-
nehmen.

§12
Dienstlicher Ausgleichssport

(1) Im Interesse ihrer Gesundheit treiben Dienst-
anJänger unter 21 Jahren während der Dienstzeit
wöchentlich 2 Stunden Lockerungsübungen oder Sport-
spiele, Schwimmen usw. als Ausgleichssport, sofern sie
nicht auf Glund eines ärzUichen Attestes davon belreit
sind. Leistungssport ist auszuschließen. Sind HaIIen
nicht verlügbar, wird Sport nur bei geeigoetem Wette!
betrieben, Kann Ausgleichssport am Dienstort nidrt
durchgeführt werden und können die DiensianJänger
auch nicht am Sport bei den Ausbildungshauptämter[
teilnehmen, sollen sie sich in einem Verein sportlich
betätigen.

(2) während der praktischen Bewährung nehmen die
DienstanJänger am Sport nicht teil, wenn dic Dienst-
stunden mit den Sportstunden zusammenfallen oder
sonst Schwierigkeiten bestehen.

(3) Weibliche Dienstanfänger bilden eigene Sport-
gruppen. Ist dies nicht möglich, können sie freiwillig
an den Sportstunden der männlichen Dienstanfänger
teilnehmen. Dabci ist die gebotene Rücksicht zu nehmcn.

(4) Über 2l Jahre alte Dienstanfän8er sollen sich
gleichlalls während der Dienstzeit am Ausgleichssport
beteiligen, vor allem während der Ausbildungslehr-
gange.

(5) Der Sport ist von sachkundigen Kräften zu leiten,
die der DBP angebören sollen. Sie können lür diese
bcsondere Aufgabe nachgeschult werden, An Orten mit
Postsportvereinen soll de! Sport im Benehmen rnit
dieseD durchgeführt werden.

§13
Besondere Ausbildungsmaßnahmen

(1) Beamte, die zum Aufstieg zugelassen worden sind,
werden in die Aufgaben der erstrebten Laufbahn ein-
gelührt.

Die nach der BLV vorgeschriebenen Einführungs-
zeiten können insoweit gekürzt werden, als die Bcamten
während ihrer bisheri8en Tätigkejt schon hinreichende
Kenntnisse für die neue Laulbahn erworben haben
(§§ 21 Abs.2, 26 Abs.2, 32 Abs.2 BLV). Einzelheiten
sind in den Ausbildungsordnungen der jeweiligen
Laulbahnen geregelt.

(2) Die DBP bildet RegBRef zur Vorbereitung auf die
Große Staatsprüfung aus, auch wenn diese nicht im
Dicnst der DBP bleiben.

Sie beteitigt sich an der Ausbildung von Hochschul-
und Ingenieurschulpraktikanten.

Gerichtste{erendare können den Ausbildungsabschnitt
,,Verwaltungsdienst" bei der DBP ableisten,

DiplomkandidateD der Technischen Hochschulen kön-
nen Versuohe und Untersuchungen bis zu 3 Monaten in
posteigenen Anlagen durchführen, wenn ihre Diplom-
arbeit von Interesse für die DBP ist.

(3) Die DBP unterhäIt eine eigene Ingenieurschule
der Fachrichtung f'ernmeldetechnik in Betlin mlt der
Bezeidrnung,,In8enieurschule der Deutschen Bundes-
post".!) Amtsblvi Nr. 471/1960

fernmeldelehrling.de



-----4.-'-.-

466 Amtsbl 1961 Nr.58

§ 14

Fortbildung
(1) Zum Zwccke der Fortbildung sou das personal

vielseitig besüäftigt werden, um in mehreren Dienst-
stellen verwendbar zu bleiben. Hiervon kann aus-
nahmsweise abgewichen werden, wenn es sich um
Kräfte handelt, deren AuJgaben eine Spezialausbildung
erfordern.

(2) Der Fortbildung dienen außerdem Dienstvor[räge,
fachliche Fortbildungslehrgängc, Vortragsveranstaltrur-
gen allgemeiner Art und Veranstaltungen zur Persön-
lichkeitsbildung,

a) Dienstvorträge.
In Dienstvorträgen, denen Aussprachcn Iolgen sol-
len, werden belufliche Themen (2. B. Neuerungen im
Dienstablauf, Erläuterungen von Vorschriften und
Arbeitsverfahren) behandelt. Es können auch be-
lehrende Filme gezeigt werden. Die Teilnahme ist
Dienst.

Bci gloßen und mittleren Amtern des Postwcsens
und bei allen Amtern des Fernmeldewesens sollen
jährlich 6 Dienstvorträge (Dauer etwa 30 Minuten)
gehalten werden. Ob bei den übrigen Amtern
Dicnstvorträge gehalten werden sollen, bestimmen
die OPDn.

Über dic Dienstvort!äge sind Aufzeichnungen zu
führen, aus denen Vortragsthemen, Vortragende und
Teilnehmer ersichUich sind.

b) Fadrliche Fortbildungslehrgänge
In fachlichen Fortbildungslehrgängen wird das Per-
sonal näcigeschult, mit neucn Aufgaben und Ver-
fähren sowie mit der technischen Entwicklung
vertraut gemacht. Außerdem dienen fadrliche Fort-
bildungslehlgänge der Heranbildung voA Kräften
fi.ir besondcre Aufßaben.

Dic OPDn richten Fortbildungslehrgänge im Ein-
vernehmen mit den Fadrreferatcn ein; soweit es
zweckmäßi8 ist. sind soldre Lchrgänge gemeinsam
für mehrere Bezirke einer geschäftshihrenden OPD
zu veranstalten.

Weitere f'ortbildungslehrgänge führen die Zentral-
ämter aul Anweisung des BPM durdr. Als Fort-
bildungsmaßnahmen kommen ausnahmsweise aucll
Einzelunterweisungen in Betracht, wenn Lehrgänge
sich nicht lohnen. Übersteigen die Teilnehmergebüh-
ren für einen Teilnehme! 40 DM je Tag odcr ins-
gesamt 150 DM, ist die Zustimmung des BPM ein-
zuholen.

c) Vortragsveranstaltungen allgemeiner Art
Die DPDn können Vorträge allgemeiner Art ver-
anstaltcn, wenn mit genügend Teilnehmern zu
rechnen ist, Es sollen zeitnahe beruflidre, kulturelle
und wirtschaltliche Fragen, audr solche des AII-
gemeinwissens und der staatsbürgerlichen Bildung
behandelt werdcn.

d) Vcranstältungen zur Persönlichl(citsbildung
Für Bcamlc des höheren und des gehobenen Dienstes
mit Führungsaufgaben werden Veranstaltungen, die
der Persönlichkeitsbildung dienen, nach näherer
Anweisung des BPM durchgeführt.

Für Beamte dcs höheren Dienstes finden Veranstal-
tungcn der Postakademie in Kleinheubach bci
Miltenberg (Main) statt. Sie dienen der Begegnurlg
mit aktuellen politischen, gesellsdraftlichen, knI-
turellen, weltanschaulichen und wirtschaftlicitcn
Problemen aus übergeordneter- Sidtt,

Für Beamte des gehobenen Dicnstes finden ülrcr,-
bezirkliche Lehrgängc aul ähnlicher crundlagc llnd
mit berufsbezogcnen Thcmen statt, ünd zwar
in der Lehrstätte Langenberg (Rheinl), für die OPDn

Düsseldorf, Dottmund, Koblenz, Kdln, Saalirl.ül(-
ken und Trier,

in der Lehrstätte Bargteheide (Holst) für die OPDn
Braunsdhweig, Bremen, Hamburg, Hannover, Kiel,
Mübster ('Westf) und die LpD Berlin,

in der Lehrstätte Budt (Ammersee) für die OPDn
Frankfurt (Main), Freiburg (Breisgau), Karlsmhe,
Mündren, Neustadt (Weinstr), Nürnberg, Regens-
burg, Stuttgart, Tübingen und die zentralen Mittcl-
behörden PTZ, FTZ und SAP.

(3) Als Foltbildungsmaßnahmen kommen felner in
Betracht:

Besplechungcn über besondere dienstliche Volkrrl)m-
nisse,

MeinungsaustaLlsch der leitenden Beamtcn elDcs
Amtes,

Amtsvorsteherta gungen,

Bespredrunged der Referenten und Sachbcarbciter,
Lehrgänge bei Lielerfirmen *),

Veranstaltungen außerhalb der DBP.

(4) Für die Fortbildung dcr PH I sind besonderc Llc-
stimmungen vorgesehen. PH II werden im allgcn-leinart
anläßlich von Kassen- und Betriebsprülungen lor'l-
gebildet.

(5) Die Fortbildung der im Sozialdienst tätigen Kr';Ite
wird besonders geregelt.

§ 15

Freiwillige Weiterbildun g

(l) Wer in seinem Bcruf vorwärts kommen will. muß
selbst dazu beitragen, sein Wissen zu vertiefen und zlr
erwcitern. Ganz besonders gilt dies für Kräfte, die in
eine höhere Laufbahn aulstcigen wollen.

Dem Wunsch vorwärtsstrebender Kräfte, viclseilig
eingesetzt zu werden, ist in dienstlich vertr'clbar.cnr
Umfang zu entsprechen,

(2) Dem Personal stehen zur Weiterbildung nebctl
den allgemeinen Bildungseinricitungen auch die Fach-
schulen der Berufsverbände, die Verwaltungs- und
\ryirtsdraftsakademien sowie die Büchcreien, die Facir-
büc-her und Fachzeitschriften in den Dienststellcn zltr'
Verfügung.

IV. Organisation des Ausbildungsrves€ns

§16
zuständigkeiten

(1) Das BPM erläßt die grundsätzlichen Vors(hi-illi)11
für das Ausbildungs- und Prüfungswesel uncl bc-

.) Lehrgänge der liererfirmen fernncld€l€önrsrter Ei.i . I : r:r' I
kohmen in aUgcmcinan njcht in ßetrr.ht Jc.lo.1r durlr .\ric-
horige dieser Lielerlrrncn älr Lehrkralle zu L€hrianq.n lrrr,:n
qczoqen verdcn (L,Pivl-Vf IIl ll3 8ll2 2 von 26 ]ldrz l!irl
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arbeitet Aus- und Fortbildungsmaßnahmen von beson-
derer Bedeutung. Es ist lerner zuständig fi.ii die Fest-
steuung des Bedarfs an Nadrwudrskräften sowie tür
die Einstellung und Prüfung der Anwälter des höheren
Dienstes, soweit diese nicht bei anderen Behörden ge-
prüft werden. Es ermächtigt die OPDn, Bewerber für
den einfachen, mittleren und gehobenen Dienst einzu-
stellen.

(2) Dem PTZ und dem FTZ obliegen zentrale Auf-
gaben, die nicht vom BPM wahrgenommeD werden.
Hierzu 8ehören Aus- und Fortbildungslehrgänge für
Teilnehmer aus dem gesamten Bundesgebiet, die Ent-
wicklung, die Beschaffung und das Ausleihen von Lehr-
und Lernmitteln (2. B. Lichtbildreihen, Lehrfilme).

Das PTZ ist zuständig für Ausbildungsangelegen-
heiten des Postdienstes, des posttedlnisclen und des
hochbautedlnischen Dienstes, das FTZ lü! soldre des
Fernmeldewesens, soweit daIür nicht die OPDn und die
Amter zuständig sind, Das PTZ nimmt die ,,Tedrnische
Pl'üfung" für den gehobenen posttechnischen Dienst,
das F?Z die,,Technisdre Prüfung" lür den gehobenen
iernmeldetednischen Dienst ab.

Dem FTZ unterstehen das Fernmeldeschulamt Darm-
stadl und die Ingenieurschule der DBP in Berlin.

(3) Die OPDn sind zuständig für die Werbung und
die Annahme von Nachwuchskräften, für die Ausbil-
dung, die Einführung und für Prüfungen, soweit diese
Aulgaben nicht anderen SteIIen übertragen sind,

(4) Für das Ausbildungswesen bestehen geschäfts-
führende OPDn. Dies sind

die OPDn für die OPD-Bezirke

soweit sie nicht den Ausbildungsämtern oder anderen
Dienststellen übertragen ist. in Arbeitskreisen bei Aus-
bildungshauptähtern für mehrere Ausbildungsämter
Semeinsam durchgef ührt.

§1?
Einzelheiten de! Organisation

(1) Die Aufgaben des Ausbildungs- und Prüfungs-
wesens, die Einstellung und die Personaiangelegenhei-
ten der Dienstanfänger sowie Eignungsfeststellungen
für den Aufstieg werden bei den OPDn in Ausbildungs-
referaten bearbeitet. Ausbildungsrelerate gehören zum
Geschäftsbereidr der Personalabteilung.

(2) Soweit bei OPDn für die Aufgaben des Fern-
meldedienstes, des fernrneldetechnischen, des posttech-
nischen und des hodrbautedrnischen Dienstes ein wei-
teres Ausbildungsreferat (AusbildunBsreferat B) besteht,
werden grundsätzliche Angelegenheiten, die beide Aus-
bildungsreferate berühren, vom Ausbildungsreferat A
federführend bearbeitet.

Die Ausbildungsrelerate sollen von Aufgaben frei-
gehalten werden, die mit dem Ausbildungswesen nicht
zusammenhängen. Nur wenn ein Ausbildungsrelerat
nicht ausgelastet ist, dürfen ihm andere Aufgaben zu-
gewiesen werden, jedoch darf dadurch die Arbeit im
Ausbildungs- und Prülungswesen nicht beeinträchtigt
werden.

(3) Lehrgänge des PTZ werden in der Lehrslättc in
Heidelberg und Lehrgänge des FTZ in den Lehrstätten
des Ferhmeldeschulamts Darmstadt in Darmstadt,
Kleinheubadr und München durchgeführt.

(4) Ausbildungsstätten mit besonderen Aufgaben der
überbezirklidren Aus- und Fortbildung sind

die,,Lehrstätte Langenberg" der OPD Düsscldorf,
die,,Lehrstätte Bargteheide" der OPD Eamburg
und
die,,Lehrstätte Budr" de! OPD Mündren.

(5) Lehrgänge der OPDn und lehrgangsähnliche
Unterweisungen werden in Postsdrulen und in Fern-
meldeschulen durchgefühft. Die Schulen sind Sonder-
dienststellen ihre! OPDn. Der Leiter der Schule ist für
die Ordnung und den Lehrbetrieb innerhalb der Schule
verantwortlich. Die allgemeine Aufsicht über die Post-
schule führt der Ausbildungsreferent A, über die Fern-
meldesdrule der Ausbildungsrelerent B. Ist nur ein
Ausbildungsreferent vorhanden, Iührt er die allgemeine
Aufsicht über beide Sdtulen, 1/ährend die Fachaufsicht
dem Ausbildungsfachreferenten (§ 19 Abs.4) obtiegt.

(6) Bei Amtern, denen Aufgaben der Aus- und Fort-
bildung übertragen sind, bestehen Ausbitdungsstellen,
in denen sämtliche Fragen des Ausbildungswesens be-
arbeitet werden. Wenn keine selbständige Dienststeue
für das Ausbildungswesen notwendig ist, sind die Auf-
gaben v8n einer anderen Dienststelle wahrzunehmen.

Die OPDn können in Ausnahmeiällen auch Ausbil-
dungsstellen der Amter mit bezirklidlen Aus- und
Fortbildungsaulgaben beauf tragen.

(7) In Lehrlingsausbildungsstätten der Amter werden
Fernmeldelehrlinge und Lehllinge des Kfz-Handwerks
ausgebildet; sie können in Wohnheimen untergebracht

Düsscldorf

Franlifurt (Main)

IIanlDurg

NIünchen

Stuttgart

Dortmund, Düsseldod, Köln und
Münster (Westf)

Frankfurt (Main), Koblenz, Neustadt
(Weinstr), Saarbrücken und Trie!
Braunschweig, Bremen, Hamburg,
Hannover und Kiel
Mündlen, Nürnberg und Regensburg

Freiburg (Breisgau), Karlsruhe,
Stuttgart und Tübingen.

Die LPD Berlin hat die Stellung einer im Ausbildungs-
§esen geschäftsführenden OPD.

Die gesdräftslührenden OPDn führen überbezirk-
lichc Aus- und f'ortbildungslehrgänge durdr, Sie sollen
mit den angeschlossenen OPDn Fühlung hatten. In
Dienstbesprechuogen der Ausbildungsreferenten, der
Ausbildungsfachreferenten und der Sachbearbeite! (s 19
Abs 5) sollen die Maßnahmen der Ausbildung und die
Anforderuogen in den Prüfungen auf einheitliche
Grundsätze abgestimmt werden. über das Ergebnis
solcher' Dienstbespledlungen ist dem BPM zu beridrten.

Prüfungen für den gehobenen Dienst nehmen die
geschältsführenden OPDn fü. ihren Geschäftsbereich
ab, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(5) Den Ausbildurgsämtern (das sind alle Amter, die
AusbildunBsaufgaben wahrnehmen) oblie8t die p!ak-
tische Ausbildung. Die lehrmäßige Untelweisung wi!d,
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werden. Die Lehrlingsausbildungsstätte ist ein Teil der
Ausbildungsstelle, wenn nicht bei größeren Verhält-
nissen m1t Genehmigung des BPM eine selbständige
Dienststelle zu bilden ist.

§18
Un ter!ic h ts rä ume, Le h rmit te I

(1) Bei Amtern, denen Aufgaben der Aus- und I'ort-
bildung übertragen sind, müssen Unterrichtsräume vor-
handen scin. In den Unterridltsräumen der Amter,
Schulen und Lehrstätten sollen gewöhnlidr nidrt mehr
als 30 Teilnehmer unterrichtet werden. Die Fläche
dieser Räume ergibt sidr aus einer Richtzahl von 2 m'P

je Person,

Die Unterridrtsräume sollen ruhig gelegen sein. Im
übrigen gelteh die,,Vorläufigen Ridrtlinien für den
Raumbeda!f der DBP" und die vom deutschen Normen-
ausschuß herausgegebenen Ricltlinien über die Gestal-
tung von Vortragsräumen. Werden Unterlichtsräume
geplant oder erweitert, jst audr genügend Raum Iür
neuzeitliche Lehrmittel, Vorführgeräte und tedrniscle
Einrichtungen vorzusehen.

In Postsdrulen, in Fernmeldesdrulen und in Lehr-
stätten sollen Auienthaltsräume und Filmvorfüh!-
räume vorhanden sein. In großen Ausbildungsämtern
sollen ebenfalls Aufenthaltsräume eingerichtet werden.

(z) .tur dre Ausbrlclung slnct ubungsplatze (ubungs-
schalter, Fernplätze, Fernschreibplätze usw.) zwed<-
mäßig, die im Aufbau und in der Geräteausstattung
der P.axis entspredlen. Dort sollen die praktischen
Fertigkeiten so lange geübt werden, bis zu erwalten
ist, daß der Dienst eigenverantwortlic-h wahrgenommen
wcrden kann,

(3) Für die lehrmäßige Ausbildung müssen als Hilfs-
mittel Modelle, Versudrsgeräte, Bilder, Diapositive usw.
sowie die zur Veranschaulichung notwendjgen Vorführ-
geräte zur Verfügung stehen. Für die Ausbildung in
den tecinischen Diensten sollen Apparate, Meßgeräte
und technisdre Einridrtungen vorhanden sein, damit
auch schwierige Zusammenhänge leidrter verständlich
gemacht werden können. Über die bei den Dienststellen
der DBP vorhandenen Lidltbildgeräte, Filmc und
Lidrtbildreihen führen das PTz und das FTZ Ver-
zeichnisse.

(4) Lehrbücher, zeitschriften und Kartcn sind für die
Aus- und Fortbildung unentbehrlich. Daher gibt die
DBP Drud<werke iü! Ausbildungszwecke selbst heraus
oder Iäßt sie in ihrem Auitrag herstellen (2.I}. Post-
leitläden urld Unterrichtsblätter). Die Nachwuchskrälte
sind darauf hinzuweisen, daß sie entliehene Bucher
usw. pfleglidr zu behandeln haben. Häufig benötigte
Büdrer sollen sie als Eigenstüche erwerben,

Die bei Kap. XII Tit. I d für Ausbildungszwed(e
zugewiesenen Mittel dürfen nur zum Ankauf von
Büchern, Zeitschriften und Karten verwendet werden,
die der Fachausbildung förderlidl sind. Die Mittel
werden durch die Ausbildungsreferate bewirtschaftet.
Druckwerkc, die im Auftrag oder mit Billigung des
BPM ersdleinen, sind zu bevorzugen. Andere Unter-
richtswelke dürlen rlur besdralft werden, wenn sie fi.ir
die Ausbildung nützlidr sind.

Bücher allgemeinbildenden Inhalts dürlen nicht aus
diesen zweckgebundenen Mitteln beschafft werden,
auch dann nicht, wenn sie für Ausbildungszwecke be-
nötigt werden.

V. Aufgaben und BemessuDg ales AusbildungspersoDals

§19
Ausbildungspersonal

(l) Im Ausbildungswesen eingesetzte Beamte und
Beamtinnen sollen mehrere Jahre darin besdräftlgt
bleiben, um ihre Erlahrungen auswerten zu können.

(2) Die Ausbildungsreferenterl der geschäftsführen-
den OPDn, des PTZ und des FTZ werden im Einver:-
nehmen mit dem ,BPM bestimmt. Die übrigen OPDn
teilen dem BPM und der geschältsführenden OPD
einen Wechsel des Ausbildungsrelerenten mit.

(3) Die Ausbildungsreferenten sollen der Fachrich-
tung P oder Ft angehörcn, wenn nur ein Ausbildungs-
referat vorhanden ist. Sie sollen als Amtsvorstehcr
ode! Abteilungsleiter bei einem Amt Betriebserfahrung
erworben haben, mussen über vielseitige Verwaltun!,s-
erlahrungen verfügen, sic-l frir erzieherische und
pädagogische Aulgaben ejgnen, Initiative und Tatkralt
besitzen und den Problemen der Zeit gegenübet aul-
geschlossen sein. Über Verhalten und Lelstungen der
Dienstanfänger sollen sie unterrichtet sein; sie müssen

deshalb die Ausbildung, auch bei den Amtern, regel-
mäßig überwachen. Ihre Tdtigkcit darf sich nidlt auf
büromäßi ge Lenkung besdrränken.

Die Ausbildungsreferenten, auch die der geschäfts-
führenden OPDn, soilen gelegentlich an den Prüfungcn
als Zuhörer teilnehmen und ihre Beobachtungen der
Ausbildung nutzbar machen. In Besprechungcn mlt
Mitgliedern der Prüfungsausschüsse sollen sle gleiche
Anforderungen und gleicimäßi8e Beurteilungen an-
streben.

(4) Die Ausbildungsrelerenten werden in Angclegen-
heiten, die nicht ihre Fachrichtung betreffcn, von Re-
ferenten der jeweiligen Fachrichtung (AusbildunBsI.ch-
referent) beraten und unterstützt. Diese sollen nicht
nu-r in Einzelfragen mitwlrken, sondern ergänzend und
mitverantwortlich die Aüs- uod FortbildunB in ihrer
Fachrichtung überwaclen. Im Rahmen die§es Auf-
trages üben sie gegebenenlalls die lachlidle Aufsicht
in der Fernmeldesdrule bzw- Postschule aus. Zu Aus_

bildungsfadrrelerenten dürfen nur an der Ausbildurg
interessierte und entsprechend befähigte Beamte be-
stimmt werden.

(5) Die Ausbildungsreferenten der geschäftsführcn-
den OPDn werden von ie einem besonders fach_

kundigen und im Ausbildungswesen erfahrenen
Sacibearbeiter unterstützt. Dieser soll sidr an der
Uberwachung der Aus- und Fortbildung beteiligen'
sclwierige Lehrstunden übernehmen und Sonderauf-
1räge ausführen. Er soll nicht mit Verwaltungsarbeiten
befaßt werden, die andere Dienststellen erledigen
können.

(6) Auch die übrigen Sachbearbeiter sollen Beamte

rnit vielseitiger Betriebserfahrung sein, die sich für
Ausbildungs- und Erziehungsfragen gut eignen Sie

sollen der Fadlricltung angehören, für die sie über-
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wiegend tätig sind. Sie können auch zur Überprüfung
der Leistungen der Djenstanfängcl herangezogen
\\.elden,

(?) Die Amtsvorsteher müssen der Ausbildung ihre
besondere Aulmerksamkeit widmen, auch dann, wenn
sie diese Aufgaben nicht selbst bearbeiten. Auch alle
anderen Vorgesctzten müssen bercit sein, bei der Aus-
und Fortbildung mitzuwirkcn, wenn diese erlolgreich
sein soll.

(B) AIs Stellenvorsteher der Ausbildungsstellen und
a1s Lehrbeamte dürlen nur sorgfältig ausgewälllte
diensterfahrene Beamte mit gutem llachwissen uDd

Neigung für Ausbildungsautgaben verwendet werden.
Lehrbeamte sind möglichst aussdlließIich init Ausbil-
dungsaulgaben auszulasten. Sie müssen mit den wich_
tigsten pädagogischen Grundsätzen vertraut und fähig
sciD, den Lehrstoff ktar, übersichllich und lebendig
darzustellen. Den ihnen anvertrauten jungen Menschen
sollen sie Vorbild sein. ihnen mit Rat rmd Tat zur
Seite stehen und die Entwicklung des Charakters und
der Persönlichkeit günstig beeinflussen, Für persönliche

Sor-gen der-- Auszubildenden müssen sie Verständnjs
haben.

Die Stellenvorsteher der Ausbildungsstellen und die
Lehrbeamten der Laufbahngruppe C dürfen nur im
Einvernehmen mit der OPD eingesetzt oder ande.r-

wcltrg verwendet werden. Wegen der Bedeutung ihrer
Tätigkeit sind sie von Zeit zu Zcit fortzubilden. Der
Ausbildungsreferent muß sich darüber unten'ichtet
halten. wie sie dienstlich beurteilt werden.

(9) Die Stellenvo steher d.er Ausbildungsstellcn haben
darauJ zu achten, daß die Ausbildung nur crfahrenen
Beamten übc'rtragen wird, die dcn Arbeitsablaul und
die betriebhchen Zusammenhänge gut erläutern kön-
nen. Dazu geeignet sind nur Beamte mit positiver
Ilerufs- und gesunder Lebensauffassung.

Die Stellenvorsteher der Ausbildungsstellen und die
l,ehrbeamten müssen sic-h regelmäßig vom Eriolg der
praktischen Ausbildung überzeugen und sollen bei
Nlängeln für Abhilfe sorgen.

§20
B emessung der Lehrtätigkeit

(1) Die Lehrtätigkeit ist möglichst hauptamtlidl aus-
zuüben, Für die Bemessung der Leistungen im Aus-
bildungswesen ist der Leistungsnachweis 21 A (Aus-
bildung) zu verwenden. Für die Feststellung des

wocllcnleistungsmaßes rverden die Lehrstunden doppelt
gezählt. Eine Lehrstunde besteht aus 45 Minuten Un-
terricht und 15 Minuten Nebenleistungen uDmittelbar
vor oder nach dem UnterIicht. Beansprudlt die Lehr-
tätigkeit den Beamten nicht voll, ist sie bei Bcmessung
seine! Dienstleistungen anteilig zu berücksidltigen.

Mit der doppelten Allfedlnung der Lehrstunden aul
das Wochcnleistungsmaß sind auch die Vorbereitung,
die Düdrsid'rt der schriftlichen Arbeiten und andere
ursäc-hlich mit dem Unterricht zusammenhängende
Tätigkeiten abgegolten; sie dürfen nicht zusätzlid! an-
gerechnet werden. Gleichzeitig ist damit der besonde-
ren psychischen Und physischen Beansprucl-rr.rlg durch
die Lehrtätiskeit Rechnung getragen

(2) Der Untellicht über die Gebiete des Post- und
Fcrnmeldewesens in den Postfachklassen der Berufs-
schulcn soll dcn Lehrbeamten haupt- oder nebenamt-
lich übertragen werden. *)

Die eigentliche Tätigkeit de.r Lehrbeamten darl je-
doch nicht durd1 nebcnamtlidren Unterricht beeinträch-
tigt wcrden; sonst sind für den Berulsschulunterricht
rveit,.rc Lchrbeamtc heranzuziehen. Wird die Lehr-
tätigkeit in den Berufsschulen auf das Wochen-
leistungsmaß angcrechnet, verbleibt den Lehrbeamten
\'on den Vergütungcn, die die Berufsschulträger zahlen,
als Entsclädigung Iür ihre Aullvendungen dcr fest-
gesetzte Jahrcsbetrag. Das übrige müssen sie unauf-
gefordert an die DBP abliefern. Diese Beträge sind bei
Kap.VI Tit.4b zu vereinnahmän. Für nebenamUiche
Lehrtätigkeit an Berufsschulen darf keine Lehrvergii-
tun8 aus dcr Postkasse gezahlt werden.

(3) Stehen hauptamUiche Lehrkräfte nicht zur Ver-
fügung, ist die Lehrtätigkeit nebenamuich auszuüben,
Wenn Lehrstunden nicht durch f'reizeit abgegolten
werden können, darf nebenamtlich tätigen Lehrbeam-
ten für jede Lehrstundc eine Vergtitung aus Kap XIII
Tit 3b gezahlt werden.

(4) Die ltöhe der Vergütung für Lehr- und Vortrags-
tätigkcit setzt das BPM fest.

(5) Für Lehrstunden im Rahmen der Grundausbil-
dung im Fernmelde-, Postscheck-, Postsparkassendienst
und der Ausbildung {ür die Befähi8ungsnachweise Fe,rT

und T (Funl() darf eine Vergütung nicht gewährt
werden. Die Lehrtätigkeit im Rahmen der Grundaus-
bildung im Bürodienst ist ebenlaus soweit wie möglich
hauptamtlichen Lehrkräften zu übertragen.

Für Dienstvorträge (§ 14 Abs,2 Buchstabe a) wird
keine Vergütung gezahlt.

§21

Unterrichtsgestaltung
(1) Der Unterricht ist aul die Anforderungen des

Berufs in lachticher und charakterlicher Hinsicht aus-

zurichten.

(2) Der Lehrbeamte muß mjt dem Lehrslolf vo'll
vertraut sein und sich auf jede Unteuichtsstunde sorg-
fältig vorbereiten. Er muß überlegen, was in der
Lehrstunde etreicht v/erden soll und mit wclchen
Mitteln der Unterrlcht in der verfügbaren Zeit be-
sonders erfolgrcich gesialtet werden l(ann

(3) Die Darstellung dcs Stoftcs und die Unterrichts-
technik sind der durchschnituidlen Alters-, Reife- und
Bildungsstufe des jeweiligen Teilnehmerkreises anzu-
passen. Zu Beginn des Unterrichts soll der Lchrbeamtc
einen Überblid( über den Sto-tf geben und durch
Fragen fcststellen, an welche Kenntnisse und Edah-
rungen er anknüpfen kann. nr sol1 auf die Zusammen-
hängc mit anderen Stoffgebieten hinweisen, dadurch

lnteressc wecken und dic Lernfreude Iördern Durdl
häufiges Faagen soII der Lehrbcamte seine Zuhörer zu

dauemder Aulmerksamkeit und l4itarbeit anregen

leislunqsEaß anqereclnct werdetr

fernmeldelehrling.de



470 Amtsbl 1961 Nr.58

Das Wesentlidle soU durch Kernsätze hervorgehoben
werden. Können für umiangreiche Stoffgebiete nicht
genügend Stunden vorgesehen werden, ist hotzdem
Vollständigkeit anzustreben, indem der Stoff grund-
rjllartig b€handett wird und weniger widltige Teile
dem Selbststudium überlassen werden. Durdl Än-
sdrauungsmaterial, Beispiele aus der Praxis und mög-
lichst audr durdr Übungen soll der Unterridlt lebendig
und v/irklichkeitsnahe gestaltet wexden. Durdr kurze
wiederholung des wesenuichen Inhalts der Unter-
richtsstunde r.rnd durdr schriftlidle Übungen soll de!
Lehrbeamte feststellen, ob die Teilnehmer den Lehr-
stoff verstanden haben.

VI. PrüfungsweseD

§22
Prüf un gei und Bef ä h i g u n g s n a c h w e i s e

(1) Laufbahnpdfungen uhd die Prüfungen für
Felnmeldehandwerker werden von einem Prüfungs-
aussdruß abgenommen.

Die Vorsdlriften für Prüfungen sind enthalten

a) in der ,,Allgemeinen Prüfungsordnung der DBP"
(APrO),

b) in den besonderen P!üfr.rngsordnungtn der DBP lür
die einzelnen Laulbahnen,

c) in der Prüfungsordnung für Fernmeldehandwelker.

Die Bestimmungen der APrO gelten für alle Prüfun-
gen, sowcit die unter b) und c) genannten Prüfungs-
ordnungen nichts anderes vorsehen.

(2) BeIähigurgsnadrweise und Teil-Befähigungs-
nachweise, die in einigen Fachbereidren vor der selb-
ständigen Verwendung eines Beamten usw. gefordert
werden, nirnrnt ein Referent, der AV oder ein be-
auftragte! Beamter ab. Die Abnahme der Befähigungs-
nachweise und Teil-Befähigungsnachweise ist in den
Ausbildungsordnungen für die einzelnen Laulbahnen
geregelt.

(3) Eignulgsfeststellungen und Bef ähigungsnadlweise
sind nidrt Prüfungcn im Sinne der Prüfungsordnungen.

(4) Die DBP ist au,ch zuständig für die

a) Prüfungen zum Erwerb der SeefunkzeugTrisse nach
den geltenden Bestimmungen,

b) Fac-lllidre Prüfung der Furkamateure nadr den
geltenden Bestjmmungen über den Amateurfunk,

c) Grundprüfungen zum EIwerb der Flugfunkzeug-
nis§e,

d) Prüfungen zum Erwerb des Besdlränkt Gültigen
Flugf urkspredlzeu gn isses,

e) Grundprüfungen zurn Erwelb der Prüfungssdleine
für den wetterfunkdienst,

f) Prüfung der fad[idren Eignung und Sadrkunde
amtlidr anorkannte,r Sadrverständiger und Prüfe!
iür den Kraftfahrzeugverkebr nadr der Kraftfahr-
sachverständigen-Verordnung und der hierzu er-
lassenen Prüf ungsordnr.ug,

g) Prüfung von Fah-rlehrern im Kraftfahrzeugverkehr
nadr dex Fahrlehrervorordnung und nach der dazu
erlassenen Prüfungsordnung,

h) Prüfung der Bewerber um eine Erlaubnis zum
Führen von Kralttakzeugen nach der Straßenver-
kehrs-zulassungs-Ordnun g,

i) Prülung unal Emennung von Autzugssachverstän-
digen und Hillssadwerständigen fiif Aufzdge naci
der Gewerbeordnung.

§23
Vergütung lür Mitglieder der Prüfungs-

ausschüs§e

Mitglieder von Prüfungsaussdrüssen, die nebenamt-
lich prüIen und deren zeitaulwand Iridtt durch Erei-
zeit abgegolten wcrden kann, erhalten eine Vergütung
Die Höhe dieser Vergütrng setzt das BPM fest.

§24 
'Prüfungsstatistik

Die OPDn übernehmen die Zahl der Prüflinge und
die Ergebnisse der Prüfungen in die StPI 10 nadr Bei-
lage 2 und senden diese zum 20. 1. iedes Jahres an
die Statistische Stelle des PTZ, die das Gesamtergebnis
dem BPM mitteilt.
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